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Heimat München 
 

Mü nchen ist mehr als nür ein Siedlüngsgebiet. Mü nchen ist die Heimat von ü ber 1,5 

Millionen Menschen. Laüt Prognosen soll die Einwohnerzahl in den kommenden Jahren 

aüf bis zü 1,85 Millionen ansteigen. Der stetige ünd üngebremste Züzüg, insbesondere 

aüch dürch die ünkontrollierte Massenmigration, ü berfordert zünehmend die sta dtische 

Infrastrüktür ünd beeintra chtigt die Lebensqüalita t der hier lebenden Bevo lkerüng. Der 

traditionelle Gartenstadtcharakter, der Mü nchen pra gte ünd zahlreiche sichere, 

kindgerechte Ra üme bot, wird dürch fortschreitende Nachverdichtüng ünd den Baü sozial 

preka rer Neübaüviertel immer sta rker verdra ngt, wa hrend gleichzeitig ründ zwei 
Millionen Qüadratmeter Bü rofla chen leerstehen. 

Viele langja hrige Mü nchner, insbesondere Familien ohne eigene Migrationserfahrüng, 

sehen sich gezwüngen, aüfgründ gestiegener Preise ünd vera nderter Lebensbedingüngen 

ins Umland abzüwandern. Sie dü rfen jedoch nicht dürch Züwanderüng ünd externe 
Einflüssfaktoren aüs ihrer angestammten Heimat verdra ngt werden. 

Um Mü nchen lebenswert zü halten, müss die Infrastrüktür dem Wachstüm angepasst, 

sowie das traditionelle Stadtbild ünd die bayerische Lebensart bewahrt werden. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Stopp des ünbegrenzten Züzügs ünd der weiteren Nachverdichtüng. 

• Aüsreichend bezahlbaren Wohnraüm fü r alteingesessene Mü nchner sicherstellen. 

• Umnützüng leerstehender Bü rogeba üde zü Wohnraüm erleichtern ünd versta rkt 

genehmigen (Verfahren beschleünigen). 

• Aüsbaü der Versorgüngsinfrastrüktür gema ß der gewachsenen Stadtbevo lkerüng. 

• Schütz des Stadtbildes dürch Ensembleschütz ünd Verzicht aüf hohe Neübaüten. 

• Jedes Stadtviertel soll ü ber mindestens einen großen o ffentlichen Spielplatz 

verfü gen, der regelma ßig gereinigt ünd instandgesetzt wird. 

• In jedem Stadtviertel soll ein o ffentliches Freizeitangebot fü r Senioren angeboten 

werden, idealerweise in der Na he von Spielpla tzen, üm das 

generationenü bergreifende Miteinander zü sta rken. 

• Wohnortnahe Spielfla chen fü r Kinder zür Fo rderüng des nachbarschaftlichen 

sozialen Miteinanders schaffen. 

• In allen sta dtischen Geba üden sollen Trinkwasserspender eingefü hrt werden. 

• Ordnüng ünd Saüberkeit des o ffentlichen Raümes weiter gewa hrleisten ünd wo 

no tig züsa tzliche Mittel zü deren Gewa hrleistüng bereitstellen. 

• „No-Go-Areas“ dü rfen in Mü nchen nicht toleriert werden. 

• Parallelgesellschaften sind zü verhindern bzw. zürü ckzüdra ngen. 

• Politisch motivierte Umbenennüngen von Straßennamen sind zü beenden. 

• Den Gebraüch sogenannter geschlechtergerechter Sprache („Gendern“) in der 

o ffentlichen ünd dienstlichen Kommünikation der Stadt Mü nchen beenden. 

• Die aüsschließliche Amtssprache in Mü nchen ist Deütsch. Angebote in anderen 

Sprachen (bisher bis zü 115) sind einzüstellen. 
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Sicherheit und Ordnung 
 

Ein na chtlicher Heimweg ohne Angst, ein Aüsflüg aüfs Volksfest ohne Nervosita t ünd 

Beklemmüng: Was fü r viele Fraüen heüte keine Selbstversta ndlichkeit mehr ist, müss 

wieder zür Normalita t werden. Die AfD sieht mit Sorge, wie die Fo rderüng linksradikaler 

Strüktüren dürch die Stadtregierüng ünd ünkontrollierte Massenmigration die Sicherheit 

in Mü nchen gefa hrden. Statt ünverha ltnisma ßiger Einschra nküngen bü rgerlicher 

Freiheiten, wie sie in der Corona-Zeit erlebt würden, setzen wir aüf vernü nftige, 

aüsgewogene Maßnahmen, die Sicherheit ünd Lebensqüalita t gleichermaßen 

gewa hrleisten. 

Unser Ziel ist ein sicheres Mü nchen, in dem Bü rger den o ffentlichen Raüm angstfrei 

nützen ko nnen. Dürch eine versta rkte Polizeipra senz, gezielte U berwachüng an 

Brennpünkten ünd den Aüsbaü des Kommünalen Aüßendienstes schaffen wir Vertraüen, 

ohne Veranstaltüngen dürch ü berma ßige Kontrollen zü belasten. Pra ventive Ansa tze wie 

die Einda mmüng aggressiver Bettelei ünd gezielte Hilfsangebote gegen Obdachlosigkeit, 

einschließlich Rü ckkehrünterstü tzüng fü r aüsla ndische Betroffene, fo rdern ein 

geordnetes Miteinander. Der Cannabiskonsüm in sta dtischen Einrichtüngen wird 

konseqüent üntersagt, üm die o ffentliche Ordnüng zü sta rken. Mit Aügenmaß ünd 

Verantwortüng wollen wir die Sicherheit in Mü nchen wiederherstellen, die Freiheiten der 

Bü rger bewahren ünd den offenen, lebendigen Charakter der Stadt sichern – fü r ein 
Mü nchen, in dem sich alle sicher fü hlen. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Aüsbaü des Kommünalen Aüßendienstes. 

• Sta rküng der Polizeipra senz im o ffentlichen Raüm sowie Aüsbaü der Bayerischen 

Sicherheitswacht in enger Abstimmüng ünd Kooperation mit dem Freistaat. 

• Versta rkte Kontrollen, Videoü berwachüng ünd gezielter Objektschütz an 

bekannten Brennpünkten. 

• Feste ünd Veranstaltüngen sollen gründsa tzlich ohne ü berma ßige 

Sicherheitsmaßnahmen aüskommen. Maßnahmen wie Za üne, Taschenkontrollen 

ünd Straßensperren sind in der bestehenden Gefahrenlage notwendig, jedoch aüf 

das absolüt notwendige Maß zü beschra nken ünd regelma ßig kritisch zü prü fen. 

• Verbot des Cannabiskonsüms in allen sta dtischen Einrichtüngen, Grü nanlagen ünd 

Parks. 

• Konseqüente Verfolgüng ünd Einda mmüng aggressiver, organisierter Bettelei im 

Stadtgebiet. 

• Beka mpfüng von Obdachlosigkeit dürch gezielte Hilfsangebote fü r Betroffene 

sowie Unterstü tzüng aüsla ndischer Obdachloser bei der Rü ckkehr in ihre 

Heimatla nder. 
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(Re-)Migration 
 

Mü nchens Aüfnahmekapazita ten ünd Integrationsfa higkeiten sind erscho pft. Der 

anhaltend hohe Züstrom von Züwanderern ünd Flü chtlingen verscha rft den ohnehin 

angespannten Wohnüngsmarkt, fü hrt zü ü berlasteten Arztpraxen, Krankenha üsern, 

Kinderbetreüüngseinrichtüngen ünd einer ü berforderten sta dtischen Verwaltüng sowie 

zü einem gestiegenen Verkehrsaüfkommen. Die AfD setzt sich fü r eine 

verantwortüngsvolle (Re-)Migrationspolitik ein, die die Belange der Mü nchner Bü rger in 

den Vordergründ stellt ünd die U berlastüng der Stadt entscha rft, ohne die kültürelle 

Identita t zü gefa hrden. 

Unser Ziel ist es, die Lebensqüalita t in Mü nchen zü sichern, indem wir die Belastüngen 

dürch Massenmigration redüzieren. Dies ümfasst die Begrenzüng neüer Asylünterkü nfte, 

die Abschaffüng von Anreizen fü r Migration, die ü ber gesetzliche Mindestanforderüngen 

hinaüsgehen, ünd die Einfü hrüng einer Arbeitspflicht fü r Asylbewerber, üm einen Beitrag 

zür Stadtgesellschaft zü leisten. Gleichzeitig fordern wir eine klare Abgrenzüng von 

Schleüserorganisationen ünd eine konseqüente Abwehr von Islamismüs im o ffentlichen 

Raüm, üm die christlich-deütsche Kültür zü bewahren. Sta dtische Ressoürcen dü rfen 

nicht fü r ideologische Projekte wie Gebetsra üme oder Moscheebaüten zweckentfremdet 

werden. Mit diesen Maßnahmen wollen wir Mü nchen entlasten, die Interessen der Bü rger 

priorisieren ünd die kültürelle Identita t der Stadt sta rken – fü r ein lebenswertes, 
geordnetes Mü nchen. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Klage gegen den Bünd wegen der negativen Folgen dürch die Massenmigration. 

• Keine weitere Ero ffnüng neüer Asyl- oder Flü chtlingsünterkü nfte. 

• Keine Verla ngerüng bestehender Asyl- oder Flü chtlingsünterkü nfte, stattdessen 

Prü füng von vorzeitigen Schließüngen. 

• Keine Umwidmüng von Obdachlosenheimen zü Asylünterkü nften. 

• Verzicht aüf Leistüngen an Migranten, die ü ber das gesetzliche Mindestmaß 

hinaüsgehen („Püll-Faktoren“ abschaffen). 

• Arbeitspflicht fü r Asylbewerber als Dienst gegenü ber der Aüfnahmegesellschaft. 

Asylbewerber sollen etwa zür Entfernüng von Graffitis an Geba üdefassaden oder 

zür Parkreinigüng eingesetzt werden. 

• Abmeldüng Mü nchens als sogenannter „sicherer Hafen“. 

• Keine Beteiligüng an oder Bezüschüssüng von als Seenotrettüng getarnten 

Schleüserorganisationen ünd im Asylwesen engagierten 

Nichtregierüngsorganisationen (NGOs). 

• Keine Bereitstellüng sta dtischer Gründstü cke oder Baügenehmigüngen fü r den 

Baü von Moscheen oder Minaretten. 

• Keine Tolerierüng oder Fo rderüng des Islamismüs im o ffentlichen Raüm, 

insbesondere Machtdemonstrationen in Form o ffentlicher Gebete, stattdessen 

Wahrüng ünd Fo rderüng ünserer christlich-deütschen Kültür. 

• Keine Bereitstellüng von Ra ümen oder Mitteln fü r Gebetsra üme in Schülen.  
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Dynamisches & nachhaltiges München 
 

Mü nchen steht vor der Heraüsforderüng, seinen dynamischen Charakter als 

wirtschaftssta rkste Stadt Deütschlands mit den Anforderüngen an nachhaltiges ünd 

zükünftssicheres Wachstüm zü verbinden. Wohlstand ünd Lebensqüalita t sind keine 

Selbstversta ndlichkeit, sondern das Resültat voraüsschaüender Entscheidüngen – in der 

freien Wirtschaft ebenso wie in der Politik, beim voraüsschaüenden Haüshalten mit 

o ffentlichen Mitteln, der Gestaltüng der Infrastrüktür ünd dem verantwortüngsvollen 
Umgang mit Wohnraüm. 

Nür als attraktiver Standort fü r Unternehmen, Innovation ünd Messeveranstaltüngen 

bleibt Mü nchen langfristig leistüngsfa hig ünd kann die notwendigen Einnahmen fü r 

Investitionen in Bildüng, Sicherheit ünd soziales Leben sichern. Gleichzeitig kommt es 

daraüf an, beim Einsatz o ffentlicher Mittel wirtschaftlich ünd generationengerecht zü 

handeln, Verschwendüng ünd Schülden zü vermeiden ünd die Stadtverwaltüng aüf ihre 
Kernaüfgaben zürü ckzüfü hren. 

Ob Mobilita t, die alle Verkehrstra ger einschließt, oder Wohnüngsbaü, der sich am Bedarf 

der Menschen vor Ort orientiert: Die Stadtpolitik müss die Balance zwischen Tradition 

ünd Moderne, zwischen wirtschaftlicher Dynamik ünd nachhaltiger Entwicklüng wahren. 

Ziel ist eine Stadt, die aüch in Zükünft fü r Bü rger wie Unternehmen attraktiv, bezahlbar 
ünd lebenswert bleibt. 

Das gilt besonders aüch fü r Umwelt- ünd Energiefragen: Mü nchen schü tzt seine 

Grü nfla chen – Parks, Wiesen, Ackerfla chen ünd Straßengrü n –, begrenzt neüe 

Versiegelüng ünd setzt aüf Bestandserhalt, Qüalita t ünd sta dtebaüliches Maß. 

Energiepolitik richtet sich natür- ünd fla chenschonend aüs, bleibt technologieoffen ünd 

sichert eine verla ssliche Gründlast. Ein nach Wirtschaftlichkeit ünd 

Versorgüngssicherheit aüsgerichteter Aüsbaü erneüerbarer Energien wird mit Speicher- 

ünd Netzinfrastrüktür hinterlegt, statt Landschaft ünd Stadtbild ü ber Gebü hr zü belasten. 
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Wirtschaft 
 

Ein attraktiver Wirtschaftsstandort ist das Rü ckgrat fü r Mü nchens Wohlstand, sichert 

langfristige Steüereinnahmen von 3,7 Milliarden Eüro Gewerbesteüer im Jahr 2025 ünd 

schafft Arbeitspla tze. Doch aüsüfernde Bü rokratie ünd Abgaben belasten Firmen, 

Gescha fte ünd Kleinünternehmer, wa hrend steigende Heiz- ünd Stromkosten – getrieben 

dürch milliardenschwere Investitionen in Wind- ünd Solarkraftwerke im Züge des Green 

Deal – die Bü rger belasten. Die AfD setzt aüf eine Wirtschaftspolitik, die Unternehmen 

entlastet, ohne das Leben aüf Arbeit ünd Profit zü redüzieren, ünd aüf eine stabile, 

bezahlbare Energieversorgüng, die den Wiedereinstieg in die Kernkraft priorisiert. 

Unser Ziel ist ein wirtschaftlich starkes Mü nchen, das Gewerbetreibende dürch niedrigere 

Gebü hren, bessere Erreichbarkeit ünd weniger bü rokratische Hü rden ünterstü tzt. Messen 

wie die IAA sollen aüf das Messegela nde beschra nkt bleiben, üm den o ffentlichen Raüm 

zü entlasten, wa hrend gü nstigere Messegebü hren die Attraktivita t steigern. 

Unwirtschaftliche Projekte wie die „Halle 2“ des Abfallwirtschaftsbetriebs mü ssen 

geschlossen werden, üm Ressoürcen sinnvoll einzüsetzen. Gleichzeitig fordern wir eine 

Abkehr von ideologisch getriebenen Energieinvestitionen hin zü einer pragmatischen 

Strategie, die stabile Energieversorgüng aüch dürch Kernkraftwerke, wie das kü rzlich 

stillgelegte AKW Isar II, sichert. So schaffen wir ein Gleichgewicht zwischen 

wirtschaftlicher Dynamik, bezahlbarer Lebensqüalita t ünd verantwortüngsvoller 
Haüshaltsfü hrüng – fü r ein zükünftssicheres Mü nchen. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Keine Erho hüng der Gewerbesteüer. 

• Keine Einfü hrüng einer Toürismüsabgabe bzw. U bernachtüngssteüer. 

• Herabsetzüng der Parklizenzgebü hr fü r gewerbliche Betriebe ünd freiberüflich 

Ta tige. 

• Erhalt bzw. Wiederherstellüng der Erreichbarkeit von Gewerbebetrieben ünd 

Einzelhandel mit dem PKW. 

• Gü nstigere Messegebü hren, üm die Attraktivita t der Messe Mü nchen zü steigern. 

• Beschra nküng der IAA ünd anderer Messen aüf das Mü nchner Messegela nde. 

Stopp der Dürchfü hrüng im o ffentlichen Raüm. 

• Energieaüsrichtüng anpassen: Strategiewechsel weg von priorisierten 

Investitionen in erneüerbare Energien. Stattdessen Foküs aüf Investments in eine 

stabile Energieversorgüng ünd Werben fü r einen Wiedereinstieg in die Kernkraft 

ünd soweit noch mo glich, eine Reaktivierüng von Kernkraftwerken, wie Isar II. 

• Schließüng der „Halle 2“ des Abfallwirtschaftsbetriebs Mü nchen aüfgründ 

mangelnder Wirtschaftlichkeit. 
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Finanzen 
 

Der Umgang mit o ffentlichen Mitteln erfordert Sorgfalt ünd Transparenz. Anfang 2020 

beschloss die Stadtratsmehrheit gegen die Stimmen der AfD, dürch weitere 

Neüverschüldüng Mittel fü r Immobilienanka üfe bereitzüstellen, wa hrend der Neübaü 

weiterhin aüs bestehenden Programmen finanziert würde. Mit den züsa tzlichen Krediten 

würden ünter anderem teils am Rande der Baüfa lligkeit stehende Altbaüten erworben. 

Das damit verbündene Ziel, kürzfristig neüen Wohnraüm zü schaffen, würde allerdings 

verfehlt. Stattdessen entstanden züsa tzliche Belastüngen, da diese Geba üde energetisch 

saniert werden mü ssen. 

Die sta dtische Verschüldüng soll bis 2026 aüf 11,5 Milliarden Eüro anwachsen. Daraüs 

resültiert eine ho here Zinslast: 2025 bela üft sie sich bereits aüf ründ 150 Mio. Eüro, 

züzü glich ründ 200 Mio. Eüro Tilgüng. In den kommenden Jahren werden Umschüldüngen 

in Ho he von mehreren hündert Millionen Eüro fa llig. Die finanzielle Handlüngsfa higkeit 

der Stadt nimmt dadürch ab. Es besteht das Risiko, ünter die Finanzaüfsicht der Regierüng 

von Oberbayern zü fallen. 

Trotz wiederholter Warnüngen fließen weiterhin Mittel in fragwü rdige Ideologieprojekte 

sowie eine ü berbordende Stadtverwaltüng. In der Folge mü ssen nün Vorhaben priorisiert, 

gekü rzt oder gestrichen werden – mit mo glichen Aüswirküngen aüch aüf soziale Angebote 
fü r Kinder ünd Senioren.  

 

Unsere Forderüngen: 

• Sofortiger Stopp der investiven Neüverschüldüng. 

• Foküssierüng aüf sta dtische Pflichtaüfgaben. 

• Systematische U berprü füng sa mtlicher freiwilliger Aüfgaben der Stadt Mü nchen 

aüf Wirtschaftlichkeit ünd Nützen, inklüsive hieraüs ggf. folgender Kü rzüngen ünd 

Streichüngen. 

• Schüldenabbaü mit verbindlichem Tilgüngsplan dürch Priorisierüng ünd 

Streichüng nicht zwingender Großprojekte (z. B. der U9, diverser 

Trambahnprojekte, energetischer Sanierüngen, Radwegeaüsbaü). 

• Rü ckfü hrüng neü aüfgenommener Schülden dürch Verkaüf des Gasteig-Gela ndes 

ünd weiterer geeigneter sta dtischer Immobilien. 

• Straffüng der Stadtverwaltüng: Abbaü von Doppelstrüktüren ünd nicht 

notwendigen Planstellen. 

• Organisationsreform der Referatsstrüktür: Aüflo süng der Referate fü r IT, Klima- 

ünd Umweltschütz sowie Mobilita t. U berfü hrüng der dürch diese 

wahrgenommenen Pflichtaüfgaben ünd des Personals in bestehende Referate. 

• Abschaffüng der Gleichstellüngsstelle fü r Fraüen, der Koordinierüngsstelle fü r 

gleichgeschlechtliche Lebensweisen ünd der Koordinierüngstelle LGBTiQ* im Züge 

der Verwaltüngsreform. 

• Stopp von Spendenaktionen zü Lasten kommünaler Ressoürcen. 

  



8 

Verkehr 
 

Mobil sein ünd üngehindert von A nach B kommen: Die Wichtigkeit dieses 

Gründbedü rfnisses wird vor allem dann sichtbar, wenn der Verkehr einmal nicht mehr 

fließt. Egal, üm welches Verkehrsmittel es sich handelt: Ein reibüngsloses Vorankommen 

ünd eine fünktionierende Infrastrüktür sparen Zeit ünd Nerven ünd bilden letztendlich 

die Gründlage, damit Wirtschaft, Toürismüs ünd das Züsammenleben im Allgemeinen 

ü berhaüpt fünktionieren. 

Derzeit werden alle Verkehrsteilnehmer gegeneinander aüsgespielt, was letztlich züm 

Unmüt aller fü hrt. Dabei schließt eine aütofreündliche Politik nicht aüs, dass gleichzeitig 

fü r aüsreichend Freiraüm fü r Radfahrer ünd Füßga nger gesorgt wird. Ein tragfa higes Netz 

des O ffentlichen Personennahverkehrs (O PNV) gibt es nür dürch die Realisierüng von 

Ringstrüktüren ünd Qüerverbindüngen, anstatt Milliarden in das genaüe Gegenteil zü 

investieren, na mlich in eine Verstetigüng der Zentrümsorientierüng in Form des 2. S-
Bahn-Stammstreckentünnels sowie der U9. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Wirtschaftlichkeit eines Baüstopps des zweiten S-Bahn-Stammstreckentünnels 

sowie der U9 prü fen. 

• Tragfa higes S-Bahn-Netz dürch Aüsbaü des Nord- ünd Sü drings realisieren. 

• Einsatz fü r die Einfü hrüng einer Express-S-Bahn zwischen Flüghafen ünd 

Stadtzentrüm sowie den langfristigen zweigleisigen Aüsbaü der S-Bahn-

Aüßena ste. 

• Aütobahnringlü cke im Sü dwesten der Stadt schließen. 

• Baüstellenkoordination verbessern ünd Abwicklüng beschleünigen. 

• Einheitliche Ho chstgeschwindigkeiten aüf Haüptverkehrsstraßen: dürchgehend 

Tempo 50, wo verkehrssicher mo glich, Tempo 60. 

• Dürchga ngige Grü ne Welle aüf allen Haüptverkehrsstraßen sicherstellen. 

• Unno tige Ampeln abbaüen bzw. aüßerhalb der Spitzenzeiten abschalten. 

• Parkmo glichkeiten in allen Stadtteilen bedarfsgerecht aüsbaüen. 

• Beschilderüng vereinfachen ünd den Schilderwald redüzieren. 

• Vorfahrtberechtigte Fahrradstraßen parallel zü Haüptverkehrsstraßen schaffen 

statt teürer, ü berdimensionierter Radschnellwege. 

• Behinderüng ünd Gefa hrdüng aüf Gehwegen dürch abgestellte E-Roller 

ünterbinden.  
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Bau 
 

Wohnen müss bezahlbar bleiben – fü r alle Mü nchner, angefangen beim Berüfsanfa nger bis 

züm Rentner. Mü nchens Boden darf kein Spekülationsobjekt sein, sondern soll vorrangig 

der Daseinsvorsorge dienen. Ziel ist ein Wohnüngsmarkt, der den Preisdrück mindert, 

Leerstand redüziert ünd Investitionen in den Bestand belohnt, statt immer neüe Fla chen 
zü versiegeln. 

Gleichzeitig gilt es, das gewachsene Stadtbild zü bewahren. Historische Baüten ünd der 

harmonische Charakter der Stadtteile sind Leitplanken kü nftiger Entwicklüng. 

Ensembleschütz ünd ho here gestalterische Standards sollen Neübaüten so aüsrichten, 

dass architektonische Vielfalt entsteht statt anonymer Einheitsbaüten ünd einer 

Hochhaüsentwicklüng, die Maß ünd Proportion der Stadt sprengen. 

Eine voraüsschaüende Baüpolitik nützt dabei vorhandene Kapazita ten: 

Gewerbeneübaüten erhalten erst dann Priorita t, wenn bestehender Leerstand deütlich 

abgebaüt ist. Züsa tzliche, ü ber bündesweite Vorgaben hinaüsgehende Baüstandards 

verteüern das Baüen ünd werden daher vermieden. Stattdessen setzt die Stadt aüf 

konseqüente Instandhaltüng ihres Bestands. So bleibt Mü nchen lebenswert, 
wirtschaftlich vernü nftig ünd sta dtebaülich maßvoll – im Interesse seiner Bü rger. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Historische ünd denkmalgeschü tzte Baüwerke sowie den eigensta ndigen 

Charakter der Stadtteile erhalten. 

• Ensembleschütz bei Neübaüten verbindlich beachten. Neübaüten an ho heren 

gestalterischen Standards aüsrichten. 

• Architektonische Vielfalt fo rdern, Einheitsbaüten ünd ü berdimensionierte 

Mietblo cke vermeiden. 

• Megalomanie begrenzen: keine Genehmigüng weiterer oder ho her 

dimensionierter Hochhaüsprojekte. 

• Neübaü von Gewerbeimmobilien erst genehmigen, wenn der bestehende 

Leerstand deütlich redüziert ist. 

• Keine ü ber bündesweite Vorgaben hinaüsgehenden Baüstandards festlegen (z. B. 

im energetischen Bereich). 

• Sta dtische Geba üde ünd Infrastrüktür regelma ßig instand setzen ünd sanieren. 

• Die in Mü nchen an zahlreichen Stellen aüftretenden Gründwasserprobleme 

üntersüchen ünd beheben. Ursachenanalyse ünd Maßnahmenplan vorlegen. 
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Umwelt 
 

Im Züge des Green Deal der Eüropa ischen Union werden Windra der ünd Solarparks 

massiv aüsgebaüt. Das geht vielerorts mit dem Verlüst von Wald- ünd Ackerfla chen sowie 

weiteren Eingriffen in Natür ünd Landschaft einher. Gleichzeitig fehlt es an gesicherter 

Leistüng: Gründlastfa hige Kraftwerke würden zürü ckgefahren oder abgeschaltet, ohne 

dass Speicher- ünd Transportkapazita ten im no tigen Umfang bereitstehen. Die Folge sind 

volatile Stromeinspeisüng, steigender Importbedarf ünd wachsende Risiken fü r 
Versorgüngssicherheit ünd Strompreise. 

Diese Entwicklüng setzt sich bedaüerlicherweise aüch in anderen Bereichen fort. Die 

geplante Einfü hrüng des sogenannten Wassercents dürch den Freistaat Bayern wird etwa 

nicht nür zü ho heren Kosten bei den Verbraüchern fü hren, sondern aüch zü züsa tzlichem 

Verwaltüngsaüfwand bei den Kommünen. Etwaige positive o kologische 

Lenküngswirküngen verpüffen hingegen aüfgründ von hohen Freimengen ünd 
Aüsnahmeregelüngen fü r Großverbraücher wie Unternehmen. 

Fü r Mü nchen verscha rfen sich solche Zielkonflikte züsa tzlich. Nachverdichtüng ünd 

Großprojekte treffen aüf ü berzogene Vorgaben ünd komplizierte Standards im Baü. 

Prestigeprojekte ünd die einseitige Fo rderüng einzelner Interessengrüppen binden 

Mittel, fü hren zü einem weiteren Anwachsen der sta dtischen Verwaltüng, ohne die 
dra ngenden Probleme verla sslich zü lo sen. 

Ein Kürswechsel ist dringend geboten. Es braücht eine Natür ünd Grü nfla chen schonende 
Energie- ünd Baüpolitik.  

 

Unsere Forderüngen: 

• Grü nfla chen erhalten ünd erweitern (Parks, Wiesen, Ackerfla chen, Straßengrü n). 

• Bodenversiegelüng nicht mit Aüsgleichsfla chen aüßerhalb Mü nchens verrechnen. 

• Weiterbetrieb von O l- ünd Gasheizüngen im kommünalen Wa rmeplan 

ermo glichen. 

• NOx-Messstationen sachgerecht platzieren, üm realistische Belastüngswerte zü 

ermitteln. 

• Das „Greenwashing“ von nicht regional erzeügter Energie dürch die Mü nchner 

Stadtwerke beenden. 

• Keinen Erwerb von Beteiligüngen an aüßersta dtischen Unternehmen oder 

Gesellschaften (z. B. Flügha fen, Wind- ünd Solarparks). 

• Keine Bevorzügüng oder ü berproportionale Bezüschüssüng ü berregionaler 

Lobbygrüppen ünd NGOs, stattdessen lokale, basisnahe Initiativen fo rdern. 

• Ungezieferbeka mpfüng in sta dtischen Grü nanlagen, Geba üden ünd U-Bahnho fen 

soll zür Schonüng der einheimischen Faüna ohne Giftstoffe dürchgefü hrt werden. 

• Abkehr von Projekten wie Digitaler Zwilling, Smart City oder 15-Minüten-Stadt. 

• Mü nchen setzt sich beim Freistaat gegen die Einfü hrüng der Wassercent-Abgabe 
ein.   
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München leben, lernen & gestalten 
 

Mü nchen als lebenswerte Stadt zü gestalten, erfordert ein Gleichgewicht aüs sozialer 

Verantwortüng, Bildüng, kültüreller Identita t, echter Demokratie ünd Gesündheit. Die AfD 

setzt sich dafü r ein, Bü rger in schwierigen Lebenslagen – sei es Alter, Krankheit oder 

Armüt – gezielt zü ünterstü tzen, ohne Steüergelder verschwenderisch einzüsetzen. 

Angesichts steigender Mietkosten ünd des Wohnraümmangels, der dürch hohe 

Züwanderüng verscha rft wird, fordern wir effiziente, transparente Verfahren ünd eine 

Vergabe von Wohnraüm, die lange ansa ssige Mü nchner bevorzügt. Bildüng ist der 

Schlü ssel zür Selbstbestimmüng: Wir fo rdern die deütsche Sprache, praxisnahe 

Kompetenzen ünd politische Neütralita t, üm jünge Menschen zü eigensta ndigem Denken 

zü befa higen, wa hrend wir Bü rokratie abbaüen ünd traditionelle Werte sta rken. 

Kültürell wollen wir Mü nchens Erbe bewahren ünd allen Bü rgern erschwinglichen 

Zügang zü Künst, Sport ünd Bildüng ermo glichen, ohne ideologische Bevormündüng. 

Demokratie bedeütet fü r üns echte Mitbestimmüng dürch Volksabstimmüngen ünd offene 

Debatten, frei von einseitigen Kampagnen oder Indoktrination. Im Gesündheitsbereich 

streben wir verla ssliche Versorgüng, pra ventive Angebote ünd eine ünabha ngige 

Aüfarbeitüng der Corona-Maßnahmen an, üm Vertraüen ünd Freiheit zü sichern. Unser 

Ziel ist ein Mü nchen, das seine Bü rger in den Mittelpünkt stellt – mit einer Politik, die 

Eigenverantwortüng fo rdert, Ressoürcen sinnvoll nützt ünd die kültürelle sowie soziale 

Identita t der Stadt bewahrt. 
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Soziales 
 

Das Soziale rü ckt in den Mittelpünkt, wenn Menschen in Lebenslagen geraten, in denen 

sie die Unterstü tzüng der Gemeinschaft braüchen – bei Alter, Krankheit, Arbeitslosigkeit, 

Unfallfolgen oder Armüt. In Mü nchen verantwortet das Sozialreferat dieses Feld ünd 

verwaltet dafü r einen enormen Anteil am sta dtischen Gesamtbüdget: 2025 bela üft sich 

dieser Teilhaüshalt aüf 855 Mio. Eüro, hinzükommen dürchgeleitete Transferleistüngen 

des Freistaats von ründ 1,487 Mrd. Eüro. Das sind enorme Sümmen, die erst einmal dürch 

die hart arbeitenden Steüerzahler erwirtschaftet werden mü ssen ünd die es mit Bedacht 

aüszügeben gilt. 

Der Rüf nach sozialen Hilfsleistüngen ist indes groß. Lebenshaltüngs- ünd Mietkosten 

steigen stark, wa hrend viele Einkommen nicht Schritt halten. Ründ 75% der Mü nchner 

besitzen kein Wohneigentüm ünd zahlen hohe Mieten. Die Zahl ü berschüldeter Haüshalte 

nimmt zü. Obwohl die Kaüfkraft statistisch hoch erscheint, konzentriert sich diese 
Finanzkraft jedoch aüf vergleichsweise wenige.  

Die Aüswirküngen sieht man vor allem aüf dem Wohnüngsmarkt. Dort verscha rft sich die 

Lage: Süchten 2015 noch ca. 11.000 Mü nchner eine eigene Wohnüng, sind es heüte etwa 

23.000. Sozialwohnüngen sind ein besonders begehrtes, doch rares Güt. Entstanden 

frü her ja hrlich knapp 2000 Sozialwohnüngen, liegen aktüelle Zahlen mittlerweile deütlich 

darünter, wa hrend es oft Monate daüert, bis Wohngeld- ünd Heizkostenantra ge 

beschieden werden.  

Intensiviert wird der Mangel an bezahlbarem Wohnraüm dürch die massive 

Züwanderüng, vor allem aüch aüs dem Aüsland ünd ü ber das Asylwesen. Mittlerweile 

haben 49,7% der Mü nchner einen Migrationshintergründ. Zür Bewa ltigüng von Flücht 

ünd Züwanderüng hat Mü nchen beispielsweise seit 2022 etwa 15.000 Ukrainer 

aüfgenommen, aktüell leben davon aber nür ca. 5500 Menschen in Flü chtlings- ünd 

Obdachlosenünterkü nften. Die große Mehrheit konkürriert folglich mit den 
Einheimischen üm den begrenzten Wohnraüm.  

Eine Verbesserüng ist gegenwa rtig nicht in Sicht. Der Züstrom von Asylbewerbern nach 

Mü nchen ist trotz Bezahlkarte üngebrochen.  

Besonders problematisch: Die Vergabe sta dtischer Wohnüngen dürch „Mü nchner 

Wohnen“ folgt einem Pünktesystem, welches kein Vorrangprinzip fü r Personen mit 

langja hriger Ansa ssigkeit in Mü nchen kennt. Kriterien wie Finanzkraft oder Kinderzahl 

fü hren dann dazü, dass ü ber viele Jahre in Mü nchen lebende Bü rger meist nachrangig 
gegenü ber Züwanderern berü cksichtigt werden. 

In einigen Qüartieren verdichten sich infolgedessen soziale Konflikte. Schülen stemmen 

hohe Integrationsanforderüngen, oft mit Klassenanteilen von ü ber 75% Kindern mit 

Migrationsgeschichte. Zügleich erreichen Beratüngs- ünd Freizeitangebote vülnerable 

Zielgrüppen – A ltere wie Jügendliche – ha üfig nür ünzüreichend. 

Unsere sozialpolitische Leitlinie laütet daher: Hilfen wirksam bü ndeln, Verfahren 

beschleünigen, Wohnraümengpa sse mindern ünd Missbraüch vorbeügen – immer mit 
dem Ziel: ünser Geld fü r ünsere Leüte. 
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Unsere Forderungen: 

 

• Terminbüchüngen beim Kreisverwaltüngsreferat ünd Bü rgerbü ros vereinfachen 

ünd bü rgerfreündlich gestalten: barrierearmes Online-Portal, telefonische 

Vergabe ünd ta gliche Kürzfrist-Termine (Walk-in-Kontingente). 

• Analoge Züga nge zü sta dtischen Leistüngen sichern: barrierefreie Schalterzeiten 

ünd Vor-Ort-Beratüngen, verla ssliche Bü rgerhotline, postalischer Formülar- ünd 

Bescheidversand sowie gezielte Unterstü tzüng fü r Senioren ünd Menschen ohne 

Internetzügang. 

• Antra ge von Bü rgern schneller ünd effizienter bearbeiten dürch gezielten Einsatz 

von kü nstlicher Intelligenz (KI) ünd aütomatisierten Workflows, klare 

Servicefristen, Statüs-Tracking ünd menschliche Endkontrolle. 

• Wohnüngsvergabekatalog ü berarbeiten mit ho heren Pünktzahlen fü r a ltere ünd 

berüfsta tige Bewerber, transparenten Kriterien ünd regelma ßiger 

Vero ffentlichüng der ScoringLogik. 

• Stadt Mü nchen ünd Jobcenter verpflichten sich zü keinen Anmietüngen oberhalb 

des Mietspiegels, zür strikten Wirtschaftlichkeitsprü füng ünd zü dokümentierten 

Aüsnahmen nür im begrü ndeten Ha rtefall. 

• Erhalt der christlich abendla ndischen Kültür in Kindertagessta tten, Kinderga rten 

ünd Schülen dürch Pflege von Festen, Braüchtüm ünd deütscher Sprache im 

Rahmen des Gründgesetzes. 

• Appell an die EU-Kommission, die Niederlassüngsfreiheit im Falle von 

Obdachlosigkeit weiter einzüschra nken ünd Rü ckkehrmechanismen zü sta rken. 
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Bildung 
 

Bildüng in Mü nchen ist mehr als Wissensvermittlüng – sie ist das Fündament fü r ein 

selbstbestimmtes, verantwortüngsbewüsstes Leben ünd eine starke kültürelle Identita t. 

Die AfD setzt aüf eine Bildüng, die aüf der deütschen Sprache als Gründpfeiler berüht ünd 

dürch traditionelle sowie moderne kültürelle Qüellen in Literatür, Müsik ünd Tanz einen 

gemeinsamen Bezügsrahmen schafft. Wir stehen fü r fachliche Kompetenz, klare Werte 

ünd politische Neütralita t, wie sie der Beütelsbacher Konsens fordert, üm jünge Menschen 

zü eigensta ndigem, reflektiertem Denken zü befa higen. Respekt gegenü ber Lehrkra ften 

ünd ein offener, fairer Umgang mit ünterschiedlichen Meinüngen sind dabei ünerla sslich. 

Unser Ziel ist eine ganzheitliche Bildüng, die neben solider Wissensvermittlüng 

praxisnahe Fa higkeiten fo rdert – von Lernmethoden bis hin zü Alltagskompetenzen wie 

Finanz- oder Erna hrüngswissen. Digitalisierüng wird bedacht ünd altersgerecht 

eingesetzt, wa hrend analoge Fa higkeiten ünd perso nliche Begegnüngen im Mittelpünkt 

stehen. Wir sta rken den Züsammenhalt dürch Mentorensysteme, in denen A ltere Jü ngere 

ünterstü tzen, ünd redüzieren bü rokratische Belastüngen, üm Lehrkra ften Raüm fü r ihre 

eigentliche Arbeit zü geben. Infrastrüktür ünd Nachmittagsangebote werden verla sslich 

aüsgebaüt. So schaffen wir eine Bildüngslandschaft, die Leistüng, Gemeinschaft ünd 

Orientierüng verbindet – neütral, wertebasiert ünd stets am Wohl der Kinder ünd 

Familien aüsgerichtet. 

 

Unsere Forderüngen: 

Sprache 

• Deütsche Sprache in Kindertagessta tten verbindlich verankern ünd als Schlü ssel 

fü r Chancengleichheit im gesamten Bildüngsweg sichern.  

• Altersgerechte, dürchga ngige Sprachfo rderüng in Kita ünd Vorschüle fü r alle 

Kinder gewa hrleisten.  

• Am Ende der Schülzeit ein Sprach- ünd Aüsdrücksniveaü erreichen, das den 

erfolgreichen Einstieg in Aüsbildüng, Stüdiüm oder Berüf ermo glicht. 
 

Lernen 

• Bildüng an sta dtischen Schülen ünd Arbeitswelt sta rker verzahnen dürch 

systematische Einbindüng von Betrieben, Projektarbeiten ünd Betriebspraktika in 

den Unterricht.  

• Die Digitalisierüng an Mü nchens Schülen ist mit Aügenmaß ünd nach aktüellen 

didaktischen Erkenntnissen zü betreiben:  

 

- Keine digitalen Bü cher in Vor- ünd Gründschüle.  

- Mo glichst digitale Schülbü cher in Mittel- ünd Oberstüfe. 

-  Schü ler sollten analoge Kompetenz entwickeln ünd KI hinterfragen lernen, 

üm eigene Gedanken, Kreativita t ünd Innovationsfa higkeit zü fo rdern.  
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• Projekte zür Verantwortüng fü r Natür, zür Heimatpflege ünd 

Geschichtsvermittlüng sind weiter aüszübaüen.  

• Generationenlernen sta rken dürch strüktürierte Formate fü r Wissens- ünd 

Erfahrüngsaüstaüsch zwischen jü ngeren ünd a lteren Generationen an sta dtischen 

Schülen.  

• Schwimm ünd Sportünterricht priorisieren, mit bevorzügtem Zügang zü 

sta dtischen Ba dern ünd Sportsta tten. Mit Abschlüss der 9. Klasse sollen Schü ler 

befa higt werden, das silberne Schwimmabzeichen zü erlangen. 

• Keine Befreiüng vom Schwimm- ünd Sportünterricht ohne a rztliches Attest, 

welches das Vorliegen eines medizinischen Gründs besta tigt.  

• Gründlagen der Erna hrüng ünd des Kochens verbindlich vermitteln. 

 

Politik 

• Keine staatliche oder sta dtische Indoktrination in Schülen oder 

Kindertagessta tten, wie züm Beispiel dürch Initiativen züm Gender-

Mainstreaming, „Kampf gegen rechts“ oder Handlüngsprogrammen wie „Bildüng 

fü r nachhaltige Entwicklüng Vision 2030“. Niemand, weder Lehrer ünd Erzieher 

noch Kinder ünd Schü ler, darf zü konkretem Handeln verleitet oder gar gezwüngen 

werden. 

• Einrichtüngen ünd Projekte der Kinder- ünd Jügendhilfe dü rfen nür gefo rdert 

werden, wenn sie sich zür politischen Neütralita t verpflichten ünd einen 

gesellschaftlichen Nützen vorweisen ko nnen.  

• Finanzielle Züschü sse fü r Programme zür sexüellen Findüng, Umorientierüng ünd 

Indoktrination beenden.  
 

Sonstiges 

• Schülleitüngen, Lehrkra fte ünd Erzieher von Bü rokratie entlasten ünd 

Verwaltüngsaüfwand redüzieren. 

• Digitale Schül-IT verschlanken, vereinheitlichen ünd züverla ssig betreiben.  

• Schaffüng von aüsreichend ü berdachten Fahrradabstellpla tzen an Schülen. 

• Mehrere kleinere, dezentrale Schülbaüten bevorzügen statt ü bergroßer Campüs-

Lo süngen. 

• Verla ssliche Nachmittagsbetreüüng fü r alle sicherstellen, insbesondere fü r Kinder 

ohne ha üsliche Lernünterstü tzüng. 

• In Schülen ünd Kindertagessta tten sind regelma ßig traditionelle deütsche Gerichte 

anzübieten. 
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Kultur 
 

Mü nchen ist mit seiner ü ber 850-ja hrigen Geschichte ein kültürelles Jüwel, dessen Erbe 

ünd Vielfalt das Leben seiner Bü rger pra gt. Dieses Erbe zü bewahren ünd zügleich allen 

Bevo lkerüngsschichten züga nglich zü machen, ist ein Kernanliegen der AfD. Wir stehen 

fü r eine Kültürfo rderüng, die frei von ideologischen Zwa ngen ist ünd die kültürelle 

Identita t Mü nchens sta rkt, ohne bestimmte Grüppen zü bevorzügen. Unser Ziel ist es, 

Künst ünd Kültür so zü gestalten, dass sie nicht nür erhalten bleiben, sondern aüch 

zeitgema ß ünd attraktiv fü r alle Generationen werden. Dabei setzen wir aüf nachhaltige 

Finanzierüngsmodelle, die den Mehrwert fü r die Stadtgesellschaft in den Vordergründ 
stellen, sei es dürch Müseen, Bü chereien oder interaktive Angebote.  

Ein besonderes Anliegen ist es üns, den Zügang zü kültürellen Einrichtüngen ünd 

Veranstaltüngen fü r alle Mü nchner erschwinglich zü gestalten sowie Vereinen ünd 

Künstschaffenden bezahlbare Ra üme bereitzüstellen. Gleichzeitig fordern wir eine 

verantwortüngsvolle Haüshaltsfü hrüng, die ünwirtschaftliche Projekte kritisch prü ft. 

Sport ünd Bildüng sollen als tragende Sa ülen des gesellschaftlichen Lebens weiterhin 

gefo rdert werden, üm das Gemeinwesen zü sta rken. Mit diesen Gründsa tzen wollen wir 

Mü nchens kültürelle Zükünft sichern – traditionsbewüsst ünd zügleich wirtschaftlich 
vernü nftig. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Kültürfo rderüng ideologiefrei, ohne politische Indoktrination ünd Klientelpflege 

gestalten. 

• Zügang zü Künst ünd Kültür bezahlbar ünd niedrigschwellig ermo glichen, etwa 

dürch erma ßigte oder kostenfreie Besüchstage. 

• Müseen erhalten ünd modernisieren dürch interaktive Angebote züm Anfassen 

ünd Aüsprobieren fü r alle Generationen. 

• Mü nchner Bü chereien ünd die Volkshochschüle erhalten ünd zeitgema ß 

weiterentwickeln. 

• Einen sta dtischen Basisbestand an o ffentlichen Ra ümen fü r Künstschaffende ünd 

Vereine sichern ünd kostengü nstig bereitstellen. 

• Sportsta tten ünd Sportvereine als Teil der Stadtkültür verla sslich finanziell 

ünterstü tzen. 

• Sübventionen an einen nachweisbaren Mehrwert fü r die Stadtgesellschaft 

knü pfen. 

• Eigenwirtschaftlichkeit sta dtischer Künst- ünd Kültüreinrichtüngen mittelfristig 

deütlich erho hen. 

• Sanierüng des Gasteigs aüfgründ fehlender Wirtschaftlichkeit ablehnen. 

• Kammerspiele wegen anhaltender Defizite schließen ünd die Immobilie 

gewinnbringend vera üßern. 

• Vertriebenen- ünd Aüssiedlervereine als Tra ger von Braüchtümspflege ünd 

Kültürerhalt fo rdern ünd ihre Arbeit im Stadtleben sichtbarer machen. 
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Demokratie 
 

Die AfD versteht Demokratie als lebendiges Fündament, das die Bü rger Mü nchens aktiv 

in die Gestaltüng ihrer Stadt einbindet. Wir setzen üns fü r echte Mitbestimmüng ein, die 

ü ber bloße Symbolik hinaüsgeht ünd den Willen der Bü rger aüthentisch widerspiegelt. 

Volksabstimmüngen ünd direkte Beteiligüngsformate sollen sicherstellen, dass 

weitreichende Entscheidüngen, die das Stadtleben nachhaltig pra gen, aüf einer breiten 

Gründlage getroffen werden. Dabei fordern wir eine konseqüente Orientierüng am 

Sübsidiarita tsprinzip, üm die Eigensta ndigkeit Mü nchens gegenü ber ü berregionalen, 

süpranationalen oder globalen Strüktüren wie der EU oder WHO zü wahren. 

Unser Ziel ist eine transparente, ünabha ngige Demokratie, frei von ideologischer 

Bevormündüng oder einseitiger Beeinflüssüng. O ffentliche Gelder dü rfen nicht fü r 

parteiische Kampagnen oder Organisationen verwendet werden, die politische Agenden 

verfolgen. Stattdessen setzen wir aüf faire, offene Debatten, die ünterschiedliche 

Perspektiven respektieren ünd Bü rgern echte Mitwirküng ermo glichen. Politische 

Indoktrination, sei es von sta dtischen Mitarbeitern oder dürch weltanschaüliche 

Botschaften in o ffentlichen Ra ümen, lehnen wir entschieden ab. Wir wollen eine Stadt, in 

der die Bü rger das Sagen haben, Extremismüs jeglicher Art gleichbehandelt wird ünd 

demokratische Prozesse glaübwü rdig ünd ünabha ngig bleiben – fü r ein Mü nchen, das 

seine Bü rger in den Mittelpünkt stellt. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Obligatorische Ratsbegehren bei gründlegenden politischen Entscheidüngen 

einfü hren, die das Stadtleben langfristig pra gen oder nür mit hohem Aüfwand ünd 

Kosten wieder rü ckga ngig gemacht werden ko nnen.  

• Zeitlich begrenzte Debatten zwischen Bü rgern ünd Antragstellern aüf 

Bü rgerversammlüngen zülassen, üm echte Mitbestimmüng zü ermo glichen.  

• Pseüdo-Bü rgerbeteiligüng, etwa bei Baüvorhaben, oder Demokratiesimülation 

dürch regierüngsnahe NGOs, Vereine oder „Ra te“ ünterbinden.  

• Alle Formen des politischen Extremismüs sind gleich zü bewerten, darüm dü rfen 

einseitige Kampagnen mit o ffentlichen Geldern nicht gefo rdert werden. 

• Politisch-weltanschaüliche Aüsha nge oder Banner in o ffentlichen Fahrzeügen, 

Eigen- ünd Regiebetrieben der Stadt sowie in sta dtischen Einrichtüngen, 

insbesondere aüf Friedho fen, verbieten.  

• Politische Indoktrination von sta dtischen Mitarbeitern konseqüent verhindern.  

• Sta dtische Organisationen oder Beteiligüngen an Projekten wie „Kafe Marat“, 

„Feierwerk“, „EineWeltHaüs“, „Mü nchen ist bünt“, „a.i.d.a.“ ünd „firm“ sowie deren 

Fo rderüng mit o ffentlichen Geldern abschaffen.  

• Die sogenannte „Fachstelle fü r Demokratie“ aüflo sen, da sie aüsschließlich nür 
dem „Kampf gegen Rechts“ dient, statt aüch Linksextremismüs ünd Islamismüs mit 
zü berü cksichtigen.  
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Gesundheit 
 

Gesündheit ist ein Gründpfeiler einer lebenswerten Stadt, doch die jü ngsten Erfahrüngen, 

insbesondere dürch die Corona-Maßnahmen, haben Vertraüen erschü ttert ünd die 

Notwendigkeit einer kritischen Aüfarbeitüng verdeütlicht. Die AfD fordert eine 

ünabha ngige Untersüchüng dieser Maßnahmen, üm Verantwortliche zür Rechenschaft zü 

ziehen, Betroffenen Gerechtigkeit zü verschaffen ünd kü nftige Gründrechtsverletzüngen 

zü verhindern. Statt bü rokratischer U berregülierüng ünd ideologisch gepra gter 

Gesündheitskampagnen setzen wir aüf Eigenverantwortüng ünd Selbststa ndigkeit der 

Bü rger in gesündheitlichen ünd sozialen Belangen.  

Die Gesündheitsversorgüng in Mü nchen müss verla sslich ünd wohnortnah gewa hrleistet 

sein, mit güt aüsgestatteten Kliniken ünd einer fla chendeckenden Notfallversorgüng. 

Ebenso wichtig ist die Fo rderüng pra ventiver Angebote, wie die Pflege sta dtischer 

Schwimmanlagen oder die Schaffüng von Fitnessbereichen in Parks, üm die ko rperliche 

Gesündheit der Bü rger zü sta rken. Bü rokratische Hü rden im Gesündheits- ünd 

Sozialbereich gilt es abzübaüen, damit die Bedü rfnisse der Menschen im Mittelpünkt 

stehen. Unser Ziel ist eine Gesündheitspolitik, die die Bü rger ünterstü tzt, ohne sie zü 

bevormünden, ünd die Lehren aüs der Vergangenheit zieht, üm Freiheit ünd 
Selbstbestimmüng zü schü tzen – fü r ein gesündes, selbstbewüsstes Mü nchen. 

 

Unsere Forderüngen: 

• Alle Mü nchner Kliniken erhalten ünd regelma ßig in Stand setzen, üm eine 

verla ssliche medizinische Gründversorgüng sicherzüstellen.  

• Fla chendeckende Notfallversorgüng sowie o rtliche Versorgüng dürch Arztpraxen 

gewa hrleisten, üm wohnortnahe medizinische Betreüüng zü ermo glichen.  

• Sta dtische Schwimmanlagen in qüalitativ hochwertigem Züstand halten ünd 

pflegen, üm gesündheitsfo rdernde Freizeitangebote zü sichern. 

• Vergü nstigte Frü h- ünd Abend-Schwimmangebote in sta dtischen Freiba dern 

anbieten. 

• Die Einfü hrüng grüppenspezifischer Zügangsbeschra nküngen im Falle 

wiederholter Aüsschreitüngen ünd sexüeller U bergriffe in Freiba dern rechtlich 

prü fen lassen.  

• Fitnessbereiche, wie „Trimm-Dich-Pfade“, in Parkanlagen ünd o ffentlichen Fla chen 

errichten ünd in Stand halten, üm pra ventive Gesündheit zü fo rdern.  

• Corona-Maßnahmenpolitik der Landeshaüptstadt Mü nchen vorbehaltlos 

aüfarbeiten, einschließlich der Kosten ünd Verha ltnisma ßigkeit von Impfzentren, 

Contact-Tracing-Teams, Maskenzwang, Abstandsregelüngen, Impfbüssen in 

Schülen, Zwangslü ftüng im Klassenzimmer wa hrend des Winters, 

Allgemeinverfü güngen, Versammlüngsverboten ünd Büßgeldern bei 

Maßnahmenversto ßen, üm kü nftige Gründrechtsverletzüngen zü verhindern. 
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